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(57) Hauptanspruch: Verfahren zur Steuerung der Bremsan-
lage eines Kraftfahrzeugs, wobei zur Verteilung der Brems-
wirkung zwischen wenigstens einem Vorder- und einem Hin-
terrad wenigstens der Bremsdruck (PHA) in den Radbrem-
sen eines Hinterrades derart beeinflußt wird, dass eine Dif-
ferenz (ΔP) zwischen dem Bremsdruck des Vorder- und des
Hinterrades eingestellt wird, und wobei bei Vorliegen einer
vorgebbaren Bedingung die eingestellte Differenz zwischen
dem Bremsdruck des Vorder- und des Hinterrades verringert
wird, dadurch gekennzeichnet, dass
– das Vorliegen der vorgebbaren Bedingung wenigstens ab-
hängig von einer erfassten, die Fahrzeuglängsgeschwindig-
keit repräsentierenden Größe (V1) ermittelt wird
– die Angleichung des Bremsdrucks zu einem Zeitpunt (T3)
begonnen wird, der abhängig ist von der Fahrzeuglängsge-
schwindigkeit (V1), und
– die eingestellte Differenz (ΔP, Verläufe A, B) kontinuierlich
verringert wird.
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Beschreibung

Stand der Technik

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren und ei-
ne Vorrichtung zur Steuerung der Bremsanlage eines
Fahrzeugs gemäß den Oberbegriffen der unabhängi-
gen Patentansprüche.

[0002] Aus der DE,A1,195 10 746 ist die Steuerung
der Bremsanlage eines Kraftfahrzeugs bekannt, wo-
bei zur Verteilung der Bremswirkung zwischen we-
nigstens einem Vorder- und einem Hinterrad wenigs-
tens der Bremsdruck in den Radbremsen eines Hin-
terrades derart beeinflußt wird, dass eine Differenz
zwischen dem Bremsdruck des Vorder- und des Hin-
terrades eingestellt wird. Eine Verringerung der so
eingestellten Differenz erfolgt nur durch eine vom
Fahrer des Fahrzeugs bewirkte Absenkung des Vor-
derradbremsdrucks. Bei einem solchen System kann
es zu einer übermäßigen thermischen Belastung des
Ventils beziehungsweise der Ventile kommen, mit-
tels dem beziehungsweise mittels der die Differenz
der Bremsdrücke eingestellt wird. Darüber hinaus
kann es vorkommen, dass der Fahrer des Fahrzeugs
das Fahrzeug außer Betrieb setzt (Unterbrechen der
Strom-/Spanningszufuhr durch Ausschalten der Zün-
dung) während er die Bremse noch betätigt. In die-
sem Fall führt die eingestellte Druckdifferenz bei Aus-
schalten der Zündung zu einem für den Fahrer unan-
genehmen ”Durchfallen” des Bremspedals, was be-
deutet, dass die am Bremspedal vom Fahrer wahrge-
nommene Gegenkraft durch den plötzlichen Druck-
angleich merklich geringer wird.

[0003] Zur elektronischen Bremskrafterteilung soll
auch auf die EP,B1,0 509 237 (US 5,281,012) ver-
wiesen werden.

[0004] Aus der nicht vorveröffentlichten DE-Anmel-
dung mit dem Aktenzeichen DE 196 20 037.7 ist ein
Verfahren und eine Vorrichtung zur Ansteuerung ei-
nes Magnetventils zur Steuerung eines Bremsdrucks
bekannt. Das Ventil umfaßt eine Spule und einen be-
weglichen Anker, wobei zur Bewegung des Ankers
die Spule mit Strom und/oder Spannung beaufschlagt
wird. Die Beaufschlagung erfolgt dabei getaktet mit
einem vorgebbaren Tastverhältnis, wodurch das Ma-
gnetventil durch ein entsprechendes getaktetes An-
steuern als Schaltventil betreibbar ist. Hierdurch kann
ein kontinuierlicher Verlauf der Bremsdrucks erreicht
werden.

[0005] Aus der DE 31 38 647 A1, der
DE 41 41 354 A1 und DE 42 36 047 A1 ist es
bekannt, durch stufenlose Modulation des Brems-
drucks Schaltventile pulsweitenmoduliert mit hoher
Frequenz anzusteuern. Dadurch lässt sich ein ruck-
freies kontinuierliches Verstellen von Druckregel-

ventilen hydraulischer Fahrzeugbremsanlagen errei-
chen.

[0006] Aus der den Oberbegriff der unabhängig for-
mulierten Ansprüche bildenden DE,A1,195 11 152
ist ein System zur Einstellung einer Bremskraftver-
teilung zwischen den Vorder- und den Hinterrädern
bekannt. Insbesondere ist dort für den Notfallbetrieb
vorgesehen, dass durch eine Steuereinheit wenigs-
tens an den Hinterradbremsen Druck aufgebaut und
abgebaut wird, indem durch abwechslungsweisen
Druckaufbau und Druckabbau an den Hinterradbrem-
sen ein Sättigungsdruckwert eingestellt wird, wel-
cher sich unterhalb des vom Fahrer vorgegebenen
Vordrucks befindet. Zum Schutz der Komponenten
vor thermischer Überlastung bei lang anstehendem
Bremswunsch wird nach Ablauf einer vorgegebenen
maximalen Zeit eine Druckaufbaupulsreihe ausgege-
ben, welche den Hinterradbremsdruck rampenförmig
an den vom Fahrer vorgegebenen Vordruck heran-
führt. Durch die Druckaufbaupulsreihe sind im allge-
meinen am Bremspedal komfortmindernde Pulsatio-
nen für den Fahrer des Fahrzeugs spürbar. Darüber
hinaus sollte sichergestellt sein, dass die fahrsicher-
heitssteigernde Differenz zwischen dem Bremsdruck
den Vorder- und den Hinterrädern nur dann verringert
wird, wenn ausgeschlossen werden kann, dass diese
Verringerung nicht zu fahrkritischen Situationen führt.

[0007] Die Aufgabe der vorliegenden Erfindung be-
steht darin, eine komfortable und sichere Bremswir-
kungsverteilung zu gewährleisten.

[0008] Diese Aufgabe wird durch die kennzeichnen-
den Merkmale der unabhängigen Ansprüche gelöst.

Vorteile der Erfindung

[0009] Wie erwähnt geht die Erfindung aus von ei-
nem System zur Steuerung der Bremsanlage eines
Kraftfahrzeugs, bei dem zur Verteilung der Bremswir-
kung zwischen wenigstens einem Vorder- und einem
Hinterrad wenigstens der Bremsdruck in den Rad-
bremsen eines Hinterrades beeinflußt wird. Diese Be-
einflussung geschieht derart, dass eine Differenz zwi-
schen dem Bremsdruck des Vorder- und des Hin-
terrades eingestellt wird. Bei Vorliegen einer vorgeb-
baren Bedingung wird die eingestellte Differenz zwi-
schen dem Bremsdruck des Vorder- und des Hinter-
rades verringert.

[0010] Der Kern der Erfindung besteht nun darin,
dass das Vorliegen der vorgebbaren Bedingung we-
nigstens abhängig von einer erfassten, die Fahr-
zeuglängsgeschwindigkeit repräsentierenden Größe
geschieht und die eingestellte Differenz kontinuier-
lich verringert wird. Durch die Erfindung wird der
Zeitpunkt, an dem eine Angleichung der Druckni-
veaus zwischen den Hinter- und den Vorderradbrem-
sen gefahrlos stattfinden kann, sicher ermittelt, da



DE 196 53 230 B4    2012.03.15

3/13

der Zeitpunkt, zu dem die fahrsicherheitssteigernde
Bremskraftverteilung nicht mehr benötigt wird, eng
mit der Fahrzeuglängsgeschwindigkeit zusammen-
hängt. Darüber hinaus wird durch den erfindungsge-
mäß kontinuierlich stattfindenden Druckangleich die
obenerwähnte für den Fahrer spürbare Rückwirkung
am Bremspedal komfortsteigernd vermindert bezie-
hungsweise vermieden.

[0011] In einer vorteilhaften Ausgestaltung der Er-
findung ist vorgesehen, dass die Verringerung der
eingestellten Differenz dadurch geschieht, dass
der Bremsdruck des Hinterrades kontinuierlich dem
Bremsdruck des Vorderrades angenähert wird. Der
Bremsdruck an den Varderrädern entspricht im allge-
meinen dem durch den Fahrer mittels des Bremspe-
dals und des Hauptbremszylinders eingestellten Vor-
druck.

[0012] Insbesondere kann vorgesehen sein, dass
die vorgebbare Bedingung, bei deren Eintritt der
erfindungsgemäße Druckangleich stattfindet, dann
vorliegt, wenn die erfasste, die Fahrzeuglängsge-
schwindigkeit repräsentierende Größe einen vor-
gebbaren Schwellwert unterschreitet. Dies hat den
Grund, dass die fahrsicherheitssteigernde Brems-
kraftverteilung bei niedrigen Fahrzeuggeschwindig-
keiten gefahrlos vermindert beziehungsweise konti-
nuierlich abgestellt werden kann.

[0013] Die kontinuierliche Verringerung der einge-
stellten Differenz kann dadurch geschehen, dass we-
nigstens ein den Bremsdruck in dem Hinterrad steu-
erndes elektromagnetisches Ventil pulsweitenmodu-
liert angesteuert wird. Insbesondere ist vorgesehen,
dass es sich bei diesen Ventilen um die Einlaßven-
tile handelt, mittels der bei den an sich bekannten
Antiblockier-, Antriebsschlupf- oder Fahrdynamikre-
gelungssystemsn der Bremsdruck in die Hinterrad-
bremsen eingespeist wird. Besonders vorteilhaft ist
es dabei, dass die Ansteuerung dieser Ventile puls-
weitenmoduliert erfolgt. Da diese Ventile im allgemei-
nen stromlos offen sind, wird zur Begrenzung des
Hinterradbremsdrucks das Schließen der Einlaßven-
tile durch das Ansteuern der Ventile mit einem ent-
sprechenden Strom bewirkt. Die zum erfindungsge-
mäßen Druckangleich notwendige pulsweitenmodu-
lierte Ansteuerung geschieht dabei derart, dass der
Strom in dem elektromagnetischen Ventil in vorgeb-
barer Weise kontinuierlich abfällt.

[0014] Weitere Vorteile ergeben sich aus der nach-
folgenden Beschreibung von Ausführungsbeispielen
sowie aus den abhängigen Patentansprüchen.

Zeichnung

[0015] Die Fig. 1 zeigt ein Übersichtsblockschalt-
bild, während die Fig. 2 und Fig. 3 Abläufe dar-
stellen. Die Fig. 4 macht die Erfindung anhand von

Druck- und Geschwindigkeitsverläufen deutlich. Die
Fig. 5 bis Fig. 8 zeigen die pulsweitenmodulierte An-
steuerung eines Ventils wie sie aus der nicht vorver-
öffentlichten DE-Anmeldung mit dem Aktenzeichen
DE 196 20 037.7 bekannt ist.

Beschreibung von Ausführungsbeispielen

[0016] Anhand der folgenden Ausführungsformen
wir die Erfindung beispielhaft näher beschrieben.

[0017] Die Fig. 1 zeigt ein Übersichtsblockschalt-
bild mit den wesentlichen Komponenten einer elek-
tronischen Bremskraftverteilung bei einem vierräd-
rigen Fahrzeug. Der Steuereinheit 102 werden die
Signale der Raddrehzahlsensoren 101ij zugeführt.
Der Index i gibt dabei die Zugehörigkeit zur hinte-
ren oder vorderen Achse und der Index j die Zuge-
hörigkeit zur rechten oder linken Fahrzeugseite an.
Abhängig von den erfassten Raddrehzahlen wird in
an sich bekannter Weise (siehe EP,B1,0 509 237/
US 5,281,012 oder DE,A1,195 10 746) der Zeitpunkt
T1 (Fig. 4) bestimmt, an dem nach einem Brems-
vorgang zum Zeitpunkt T0 (Fig. 4) der Hinterrad-
bremsdruck PHA nicht mehr dem Vorderradbrems-
druck folgt. Dies geschieht durch eine Ansteuerung
der Einlaßventile 103hr und 103hl der Hinterrad-
bremsen. Diese Einlaßventile sind bei Fahrzeugen
mit einem an sich bekannten Antiblockier-, Antriebs-
schlupf- oder Fahrdynamikregelungssystem zur Un-
terbrechung der Bremsdruckeinspeisung an den Rä-
dern vorgesehen. Diese Ventile sind im allgemeinen
im stromlosen Zustand geöffnet. Soll also zum Zeit-
punkt T1 (Fig. 4) eine Begrenzung des Hinterrad-
bremsdrucks erzielt werden, so werden die Einlaß-
ventile 103ij mit einem entsprechend dimensionier-
ten Strom (Ansteuersignal PWMij) beaufschlagt.

[0018] Die Fig. 2 zeigt schematisch den Ablauf der
elektronischen Bremskraftverteilung wie er beispiels-
weise aus der erwähnten DE,A1,195 10 746 oder
EP,B1,0 509 237 (US 5,281,012) bekannt ist. Nach
dem Startschritt 201 werden im Schritt 202 die Dreh-
zahlsignale Nij eingelesen. Im Schritt 203 wird aus
diesen Signalen Nij in bekannter Weise eine die Fahr-
zeuglängsgeschwindigkeit repräsentierende Größe
V1 gebildet. Hieraus können die Schlupfwerte λv und
λh für den Radschlupf an den Vorder- und den Hinter-
rädern abgeleitet werden. Abhängig von den Schlupf-
werten (oder direkt abhängig von den Radgeschwin-
digkeiten Nij) wird im Schritt 204 in bekannter Wei-
se bestimmt, ob eine Bremsdruckbegrenzung an den
Hinterrädern eingeleitet werden soll. Ist dies nicht der
Fall, so wird im Schritt 205 das Signal EBVoff gebil-
det. Soll jedoch eine Druckbegrenzung stattfinden,
so wird nach einer entsprechenden Ansteuerung der
Einlaßventile 103ij (Schritt 206) im Schritt 207 das Si-
gnal EBVon gebildet. Nach dem Endschritt 208 wird
der in der Fig. 2 gezeigte Ablauf erneut durchlaufen.
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[0019] Neben dem in der Fig. 2 dargestellten Ablauf
wird der in der Fig. 3 skizzierte Ablauf durchlaufen.
Nach dem Startschritt 301 wird im Schritt 302 der im
Schritt 203 (Fig. 2) gebildete, die Fahrzeuglängsge-
schwindigkeit repräsentierende Wert V1 eingelesen.
Im Schritt 303 wird dieser Geschwindigkeitswert V1
mit einem Schwellwert SW, der beispielsweise im Be-
reich von 3 km/h liegen kann, verglichen. Überschrei-
tet die Fahrzeuggeschwindigkeit V1 den Schwellwert
SW, so wird direkt zum Endschritt 306 übergegan-
gen.

[0020] Unterschreitet jedoch die Fahrzeuggeschwin-
digkeit V1 den Schwellwert SW, so wird im Schritt
304 abgefragt, ob das Signal EBV momentan den
Wert EBVon aufweist (Schritt 207). Der Wert EBVon
bedeutet dabei, dass momentan eine Druckbegren-
zung stattfindet und somit eine Bremsdruckdifferenz
zwischen den Hinter- und Vorderrädern vorliegt. In
diesem Fall wird von dem Schritt 304 zu den Schritt
305 übergegangen. Im Schritt 305 wird der an den (zu
diesem Zeitpunkt T3 geschlossenen) Magnetventilen
103ij anliegende Ventilstrom Iv gemäß einer vorgeb-
baren zeitlichen Funktion kontinuierlich abgesenkt.
Zu den Ventilen 103ij und deren pulsweitenmodulier-
ten Ansteuerung PWMij soll anhand der noch zu be-
schreibenden Fig. 5 bis Fig. 8 eingegangen werden.

[0021] Wird im Schritt 304 festgestellt, dass keine
Bremsdruckbegrenzung vorliegt, so wird direkt zum
Endschritt 306 übergegangen. Nach dem Endschritt
306 wird der in der Fig. 3 gezeigte Ablauf erneut
durchlaufen.

[0022] Die Fig. 4 zeigt das zeitliche Verhalten be-
ziehungsweise die zeitliche Korrelation der Fahr-
zeuglängsgeschwindigkeit (Signalwert V1), des Vor-
drucks Pvor und des Hinterachsbremsdrucks PHA. Der
Vordruck Pvor wird dabei in bekannter Weise durch
den Fahrer über das Bremspedal mittels des Haupt-
bremszylinders vorgegeben und entspricht dem Vor-
derradbremsdruck.

[0023] Zum Zeitpunkt T0 betätigt der Fahrer das
Bremspedal, wodurch zunächst in gleicher Weise
Bremsdruck in die Vorder- und Hinterräder einge-
speist wird. Zum Zeitpunkt T1 wird eine Druckbegren-
zung an den Hinterradbremsen eingeleitet (Schritt
204 in Fig. 2), so dass der Bremsdruck Pvor an den
Vorderrädern weiter steigt, während der Bremsdruck
PHA der Hinterräder einem Sättigungswert einnimmt.
Die Fahrzeuggeschwindigkeit V1 nimmt während des
Bremsvorgangs ab.

[0024] Wie in der Fig. 4 zu sehen ist, herrscht am
Ende eines Bremsvorgangs mit einer Bremsdruckbe-
grenzung ein Druckunterschied ΔP, der sich aus der
betraglichen Differenz zwischen den Bremsdrücken
Pvor und PHA ergibt (ΔP = |Pvor – PHA|). Diese Diffe-
renz sollte nicht zu lange aufrechterhalten werden,

insbesondere dann nicht, wenn die Aufrechterhal-
tung dieser Differenz keine fahrsicherheitssteigern-
de Wirkung mehr hat. Dies ist beispielsweise dann
der Fall, wenn der Fahrer nach dem Bremsvorgang
beispielsweise vor einer Ampel steht (z. B. Ampel-
stop am Berg). Hierbei hält der Fahrer das Bremspe-
dal noch niedergedrückt, obwohl das Fahrzeug steht.
Durch ein zu langes Aufrechterhalten der Differenz
ΔP kann es zu einer übermäßigen thermischen Be-
lastung des Einlaßventils 102ij kommen. Aber selbst
wenn die Magnetventile 103ij, beispielsweise durch
eine pulsweitenmodulierte Ansteuerung, derart aus-
gelegt sind, dass sie die Differenz ΔP längere Zeit
aufrechterhalten können, macht es technisch keinen
Sinn, eine Funktion wie die elektronische Bremskraft-
verteilung länger aufrechtzuerhalten als sie erforder-
lich ist.

[0025] Weiterhin kann ein zu langes Halten der Dif-
ferenz ΔP zu folgendem Verhalten führen:
Der Fahrer, der das Fahrzeug nach einem Brems-
vorgang mit noch betätigtem Bremspedal abstellt
(Zündung aus), spürt ein unangenehmes und über-
raschendes Nachgeben des Bremspedals, wenn
die Einlaßventile durch die abgestellte Strom- bzw.
Spannungszufuhr den Druckausgleich mehr oder we-
niger abrupt einleiten.

[0026] Aus diesen Gründen wird, wie in der Fig. 4 zu
sehen ist, am Ende des Bremsvorgangs ein Druck-
angleich eingeleitet.

[0027] Wie in der eingangs erwähnten
DE,A1,195 11 152 beschrieben kann zum Schutz der
Komponenten vor thermischer Überlastung bei lang
anstehendem Bremswunsch nach Ablauf einer vor-
gegebenen maximalen Zeit eine Druckaufbaupulsrei-
he ausgegeben werden. Dies ist in der Fig. 4 be-
ginnend mit dem Zeitpunkt T2 mit dem Verlauf A
dargestellt. Wie schon eingangs erwähnt sind durch
die Druckaufbaupulsreihe im allgemeinen am Brems-
pedal komfortmindernde Pulsationen für den Fahrer
des Fahrzeugs spürbar. Darüber hinaus sollte sicher-
gestellt sein, dass die fahrsicherheitssteigernde Dif-
ferenz zwischen dem Bremsdruck den Vorder- und
den Hinterrädern nur dann verringert wird, wenn aus-
geschlossen werden kann, dass diese Verringerung
nicht zu fahrkritischen Situationen führt.

[0028] Die Angleichung des Bremsdrucks wird er-
findungsgemäß zum Zeitpunkt T3 begonnen, wo-
bei dieser Zeitpunkt dadurch vorgegeben wird, dass
die Fahrzeuglängsgeschwindigkeit V1 einen niedri-
gen Schwellwert SW (z. B. 3 km/h) unterschreitet
(Schritt 303 in der Fig. 3). Die im Schritt 304 abge-
fragte Bedingung, dass eine Bremsdruckbegrenzung
(EBVon) und damit eine abzubauende Differenz ΔP
vorliegt, ist zu dem Zeitpunkt T3 gegeben.
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[0029] Zum Zeitpunkt T3 wird nun erfindungsgemäß
nicht durch eine Druckaufbaupulsreihe (Verlauf A)
oder gar durch ein schlagartiges Öffnen der Venti-
le 103ij der Druckausgleich bewirkt, sondern es wer-
den die Ventile 103ij derart angesteuert, dass der
Angleich langsam und kontinuierlich (stufenlos) ab-
läuft (Verläufe B oder C). Wie ein solcher kontinuier-
licher Verlauf mit einer pulsweitenmodulierten Ventil-
ansteuerung zu realisieren ist soll im folgenden kurz
beschrieben werden, wobei diese Beschreibung im
wesentlichen auf die nicht nicht vorveräffentlichte DE-
Anmeldung mit dem Aktenzeichen DE 196 20 037.7
zurückgeht.

[0030] In Fig. 5 sind die wesentlichen Elemente der
pulsweitenmodulierten Ansteuerung dargestellt. Der
Verbraucher 103ij' steht mit seinem ersten Anschluß
mit der Versorgungsspannung Ubat in Verbindung.
Sein zweiter Anschluß steht mit einem Schaltmittel
110 in Kontakt. Das Schaltmittel 110 verbindet den
zweiten Anschluß des Verbrauchers über ein Wider-
standsmittel 120 mit Masse.

[0031] Der Verbraucher 103ij, das Schaltmittel 110
und das Strommeßmittel 120 sind in Reihe geschal-
tet. Die Reihenfolge der Bauelemente ist in Fig. 5 bei-
spielhaft dargestellt. Die Bauelemente können auch
in anderer Reihenfolge geschaltet werden. Bei dem
Verbraucher 103ij' handelt es sich um die Spulen
der in der Fig. 1 gezeigten Magnetventile 103ij. Das
Schaltmittel 110 ist vorzugsweise als Transistor, ins-
besondere als Feldeffekttransistor realisiert.

[0032] Des weiteren ist eine Steuereinheit 130 vor-
gesehen, die verschiedene Signale von Sensoren
101ij (siehe Fig. 1) zugeführt bekommt, wobei die
Steuereinheit 130 ein Teil der Einheit 102 (Fig. 1) ist.
Ferner werden die Potentiale an den Eingängen des
Verbrauchers 103ij' und des Strommeßmittels 120
der Steuereinheit 130 zugeleitet. Die Steuereinheit
130 beaufschlagt das Schaltmittel 110 mit Ansteuer-
signalen.

[0033] Ausgehend von den erfassten Signalen der
Drehzahlsensoren 101ij berechnet die Steuereinheit
130 Ansteuersignale zur Beaufschlagung des Schalt-
mittels 110. Dabei wird die Spannung U am Verbrau-
cher 103ij' und/oder der Strom I, der durch den Ver-
braucher 103ij' fließt, erfasst und ausgewertet. Der
Strom I wird ausgehend von dem Spannungsabfall an
dem Widerstandsmittel 120 bestimmt.

[0034] In Fig. 6 ist das Ansteuersignal, mit dem
das Schaltmittel 110 beaufschlagt wird, über der Zeit
aufgetragen. Es erfolgt eine getaktete Ansteuerung.
Dies bedeutet, das Signal geht mit einer vorgebba-
ren festen Frequenz von seinem niederen auf sei-
nen hohen Pegel über, was zur Folge hat, dass das
Schaltmittel 110 schließt und den Stromfluß freigibt.
Nach einer vorgebbaren Zeit geht das Signal von sei-

nem hohen auf seinen niederen Pegel zurück, was
zur Folge hat, dass das Schaltmittel 110 öffnet. Vor-
zugsweise erfolgt das Einschalten mit einer solchen
Frequenz, dass die verwendeten Ventile 103ij dieser
Frequenz nicht mehr folgen können. Die Ventile 103ij
reagieren daher auf das mittlere Ansteuersignal. Bei-
spielsweise werden für die Frequenz Werte zwischen
1 und 2 Kilohertz gewählt. Das Verhältnis zwischen
der Zeitdauer, in der das Signal einen hohen Pegel
annimmt, und der Zeitdauer, in der das Signal einen
niederen Pegel annimmt, wird als Tastverhältnis TV
bezeichnet. Ausgehend von dem Tastverhältnis TV
und der Versorgungsspannung Ubat ergibt sich die
effektive Spannung Ueff beziehungsweise der effek-
tive Strom Iv. Um den Einfluß der Versorgungsspan-
nung auf die Spannung Ueff zu kompensieren wird
bei der Vorgabe des Tastverhältnisses wenigstens
die Versorgungsspannung Ubat berücksichtigt.

[0035] In Fig. 7 sind die Kräfteverhältnisse im Ma-
gnetventil anhand einer Prinzipskizze dargestellt. Mit
300 ist ein Anker bezeichnet, auf den die Magnetkraft
FM wirkt. Mit 310 ist ein Ventilsitz bezeichnet. Mit 320
ist eine Ventilnadel bezeichnet. Eine Feder 330 be-
aufschlagt den Anker mit einer Federkraft FF. Eine
Hydraulikkraft FH beaufschlagt die Ventilnadel 320
und wirkt parallel zur Federkraft FF. Die Hydraulik-
kraft beruht auf dem Druckunterschied zwischen dem
Hinterradbremsdruck PHA und dem Vorderrad- bzw.
Vordruck Pvor. In der Fig. 7 beaufschlagt der Druck
Pvor die Ventilnadel von unten und der Druck PHA von
oben. Die Magnetkraft FM wirkt entgegen der Feder-
kraft FF und der Hydraulikkraft FH.

[0036] Befindet sich das Schaltmittel 110 in seiner
geöffneten Stellung, so fließt kein Strom und die Ma-
gnetkraft nimmt den Wert Null an. In diesem Fall be-
findet sich das Magnetventil in seiner geöffneten Stel-
lung, das heißt, die Ventilnadel 320 ist vom Ventilsitz
310 abgehoben und die Hydraulikflüssigkeit strömt
durch den Zwischenraum zwischen Ventilsitz 310
und Magnetventilnadel 320.

[0037] Wird die Spule mit einer ausreichenden
Spannung beaufschlagt, so wird die Magnetkraft FM
größer als die Summe aus Federkraft und Hydraulik-
kraft. Dies bewirkt, dass die Feder 330 zusammen-
gedrückt wird, die Ventilnadel 320 auf dem Ventil-
sitz 310 aufschlägt und die Verbindung unterbricht,
wodurch der Hinterradbremsdruck PHA von dem Vor-
druck Pvor entkoppelt wird.

[0038] Um zu erreichen, dass mit einem solchen
Ventil ein langsamer und kontinuierlicher Druckan-
gleich stattfindet, wird wie folgt vorgegangen:
Durch Pulsweitenmodulation des Ansteuersignals
PWMij (Fig. 1, Schritt 305 in Fig. 3), das heißt durch
Variation des Tastverhältnisses TV wird die effekti-
ve Ventilspannung Ueff und damit auch der effektive
Ventilstrom Iv langsam und nach einer vorgebbaren
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zeitlichen Verlauf, beispielsweise rampenförmig, zu
Null verringert. Damit wird die Magnetkraft FM eben-
falls entsprechend verringert.

[0039] Dies hat zur Folge, dass der Druck gegen den
das Ventil in seiner geschlossenen Stellung verblei-
ben kann, langsam absinkt. Das heißt, das Ventil be-
ginnt zu öffnen.

[0040] Im Kräftegleichgewicht stehen die öffnende
Hydraulikkraft FH, die Federkraft FF und die schlie-
ßende Magnetkraft FM im Gleichgewicht. Damit ist
die Geschwindigkeit des Druckabbaus einstellbar. In
Fig. 8 ist über der Zeit t die effektive Spannung Ueff,
der effektive Strom Iv bzw. das Tastverhältnis TV und
der Druck Pvor über der Zeit t aufgetragen.

[0041] Zum Öffnen des Magnetventils wird das Tast-
verhältnis von einem Ausgangswert, der erforderlich
ist, um das Magnetventil in seinem geschlossenen
Zustand zu halten, mit einer vorgebbaren Funktion
(z. B. rampenförmig) über der Zeit t auf Null zurück-
genommen. Dies hat zur Folge, dass die effektiv am
Magnetventil anliegende Spannung Ueff beziehungs-
weise der Strom Iv ebenfalls über der Zeit entspre-
chend (z. B. rampenförmig) abnimmt. Entsprechen-
des gilt für den Druck Pvor, bei dem das Magnet-
ventil noch in seiner geschlossenen Stellung bleibt.
Erreicht dieser Druck den tatsächlich herrschenden
Wert des Vordrucks, so hebt die Ventilnadel langsam
ab und gibt den Fluß der Hydraulikflüssigkeit langsam
frei. Durch weitere Verringerung des Tastverhältnis-
ses hebt die Ventilnadel 320 weiter ab und vergrößert
den wirksamen Öffnungsquerschnitt.

[0042] Bei der erfindungsgemäßen pulsweitenmo-
dulierten Ansteuerung wird die effektive Spannung
Ueff beziehungsweise der Strom Iv über der Zeit der-
art variiert, dass sich der Ventilanker 300 und damit
die Ventilnadel 320 langsam in Bewegung setzt. Hier-
zu wird vorzugsweise das Tastverhältnis vorgebbar,
z. B. rampenförmig, verändert, das heißt, es fällt von
seinem Ausgangswert linear über der Zeit auf Null
ab. Anstelle des Tastverhältnisses können auch an-
dere Größe, die einen Einfluß auf die Spannung Ueff
besitzen, rampenförmig über der Zeit abgesenkt wer-
den. Durch die langsame Bewegung ergibt sich keine
schlagartige Freigabe der Hydraulikflüssigkeit, son-
dern es kommt zu einem langsamen und kontinuier-
lichen Überdrücken des Ventils 103ij und damit zu
einer langsamen und kontinuierlichen Abnahme der
Druckdifferenz ΔP.

[0043] Der Zeitpunkt T3B oder T3C (Fig. 4), zu dem
der Druckangleich tatsächlich einsetzt, und die Ge-
schwindigkeit des Druckangleichs ist abhängig von
dem vom Fahrer durch die Betätigung des Brems-
pedals eingestellten Vordrucks Pvor und abhängig
von der Geschwindigkeit, mit der Spulenstrom Iv be-
ziehungsweise die Spulenspannung Ueff abgesenkt

wird. Der Strom- bzw. Spannungsverlauf muß da-
bei nicht gradlinig verlaufen und kann aber das Tast-
verhältnis TV an das Ventilverhalten appliziert bezie-
hungsweise angepaßt werden.

Patentansprüche

1.   Verfahren zur Steuerung der Bremsanlage ei-
nes Kraftfahrzeugs, wobei zur Verteilung der Brems-
wirkung zwischen wenigstens einem Vorder- und ei-
nem Hinterrad wenigstens der Bremsdruck (PHA) in
den Radbremsen eines Hinterrades derart beeinflußt
wird, dass eine Differenz (ΔP) zwischen dem Brems-
druck des Vorder- und des Hinterrades eingestellt
wird, und wobei bei Vorliegen einer vorgebbaren
Bedingung die eingestellte Differenz zwischen dem
Bremsdruck des Vorder- und des Hinterrades verrin-
gert wird, dadurch gekennzeichnet, dass
– das Vorliegen der vorgebbaren Bedingung wenigs-
tens abhängig von einer erfassten, die Fahrzeug-
längsgeschwindigkeit repräsentierenden Größe (V1)
ermittelt wird
– die Angleichung des Bremsdrucks zu einem Zeit-
punt (T3) begonnen wird, der abhängig ist von der
Fahrzeuglängsgeschwindigkeit (V1), und
– die eingestellte Differenz (ΔP, Verläufe A, B) konti-
nuierlich verringert wird.

2.   Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Verringerung der eingestellten
Differenz dadurch geschieht, dass der Bremsdruck
(PHA) des Hinterrades kontinuierlich dem Bremsdruck
des Vorderrades (Pvor) angenähert wird.

3.   Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die vorgebbare Bedingung dann vor-
liegt, wenn die erfasste, die Fahrzeuglängsgeschwin-
digkeit repräsentierende Größe (V1) einen vorgebba-
ren Schwellwert (SW) unterschreitet.

4.  Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die kontinuierliche Verringerung
der eingestellten Differenz dadurch geschieht, dass
wenigstens ein den Bremsdruck in dem Hinterrad
steuerndes elektromagnetisches Ventil (103ij) puls-
weitenmoduliert angesteuert wird.

5.   Verfahren nach Anspruch 4, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die pulsweitenmodulierte Ansteue-
rung (PWMij) derart geschieht, dass der Strom (Iv) in
dem elektromagnetischen Ventil (103ij) in vorgebba-
rer Weise kontinuierlich abfällt.

6.  Vorrichtung zur Steuerung der Bremsanlage ei-
nes Kraftfahrzeugs, wobei zur Verteilung der Brems-
wirkung zwischen wenigstens einem Vorder- und ei-
nem Hinterrad wenigstens der Bremsdruck (PHA) in
den Radbremsen eines Hinterrades derart beeinflußt
wird, dass eine Differenz (ΔP) zwischen dem Brems-
druck des Vorder- und des Hinterrades eingestellt
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wird, und wobei bei Vorliegen einer vorgebbaren
Bedingung die eingestellte Differenz zwischen dem
Bremsdruck des Vorder- und des Hinterrades verrin-
gert wird, dadurch gekennzeichnet, dass Mittel (102,
103ij) vorgesehen sind, mittels der
– das Vorliegen der vorgebbaren Bedingung wenigs-
tens abhängig von einer erfassten, die Fahrzeug-
längsgeschwindigkeit repräsentierenden Größe (V1)
ermittelt wird,
– die Angleichung des Bremsdrucks zu einem Zeit-
punt (T3) begonnen wird, der abhängig ist von der
Fahrzeuglängsgeschwindigkeit (V1), und
– die eingestellte Differenz (ΔP, Verläufe A, B) konti-
nuierlich verringert wird.

7.  Vorrichtung nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Mittel (102, 103ij) derart ausgestal-
tet sind, dass die Verringerung der eingestellten Dif-
ferenz (ΔP) dadurch geschieht, dass der Bremsdruck
(PHA) des Hinterrades kontinuierlich dem Bremsdruck
(Pvor) des Vorderrades angenähert wird.

8.  Vorrichtung nach Anspruch 6, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Mittel (102, 103ij) derart ausgestal-
tet sind, dass die vorgebbare Bedingung dann vor-
liegt, wenn die erfasste, die Fahrzeuglängsgeschwin-
digkeit repräsentierende Größe (V1) einen vorgebba-
ren Schwellwert (SW) unterschreitet.

9.   Vorrichtung nach Anspruch 6 oder 7, dadurch
gekennzeichnet, dass wenigstens ein den Brems-
druck in dem Hinterrad steuerndes elektromagneti-
sches Ventil (103ij) vorgesehen ist und Ansteuermit-
tel (102) vorgesehen sind, mittels der das Ventil puls-
weitenmoduliert angesteuert wird.

10.  Vorrichtung nach Anspruch 9, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Ansteuermittel (102) derart ausge-
staltet sind, dass die pulsweitenmodulierte Ansteue-
rung (PWMij) derart geschieht, dass der Strom (Iv) in
dem elektromagnetischen Ventil (103ij) in vorgebba-
rer Weise kontinuierlich abfällt.

Es folgen 6 Blatt Zeichnungen
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